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PRÄAMBEL UND AUSFEERTIGUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des 
§ 84 der Niedersächsischen Bauordnung und des § 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Bad Münder 
die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.82 "Nördliche Bahnhofstraße", 
bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Fest- 
setzungen sowie den nebenstehenden örtlichen Bauvorschriften als Satzung 
beschlossen:

Bad Münder, den ..........................

Siegel

Bürgermeister

.....................
(Büttner)

VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Münder hat in seiner Sitzung am
..................... die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.82 
"Nördliche Bahnhofstraße" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB am ..................... ortsüblich bekanntgemacht worden. 

Bad Münder, den ..........................

Bürgermeister

......................
(Büttner)

Planverfasser 

Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.82 "Nördliche 
Bahnhofsstraße" wurde ausgearbeitet von der

PLANERWERKSTATT 1 
Stephanusstraße 23
30449 Hannover                                                             
                                                                                       
Hannover, den 12.04.2017                                               

.....................................................                                
(Dipl.-Ing. P. Preuß / Dipl.-Ing. R. Preis)
                                                                            

Planunterlage

Kartengrundlage:
Liegenschaftskarte: 3184 B
Gemarkung: Bad Münder    Flur: 7, 8, 18   Maßstab: 1:1000
Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§ 13 
Abs. 4 des Niedersächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes vom 02. 
07. 1985, Nds. GVBI. S. 187, geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19. 
09. 1989, Nds. GVBI. S. 345).
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist 
die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und 
Plätze vollständig nach (Stand vom 26.01.2017). Sie ist hinsichtlich der 
Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch 
einwandfrei./Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die 
Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

..............................., den .........................

Katasteramt Hameln

..............................
Unterschrift

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Münder hat in seiner Sitzung am
.............................. dem Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
1.82 "Nördliche Bahhofstraße" und der Begründung zugestimmt und seine 
öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ..................... ortsüblich 
bekanntgemacht.
Der Entwurf der 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 1.82 
"Nördliche Bahnhofstraße" mit der Begründung haben vom .................... bis 
........................... gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Bad Münder, den ..........................

Bürgermeister

.........................
(Büttner)

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Bad Münder hat nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.82 "Nördliche 
Bahnhofstraße" und die Begründung in seiner Sitzung am
......................... beschlossen.
  
Bad Münder, den ..........................

Bürgermeister

.........................
(Büttner)

Bekanntmachung und Inkrafttreten

Der Beschluss der 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 
1.82 "Nördliche Bahnhofstraße" ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am ................... 
in der Neuen Deisterzeitung bekanntgemacht worden.
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.82 "Nördliche Bahnhofstraße" ist 
damit am .......................... in Kraft getreten.

Bad Münder, den ..........................

Bürgermeister

.........................
(Büttner)

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten der 3. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1.82 ist die Verletzung von Vorschriften beim 
Zustandekommen des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend 
gemacht worden.

Bad Münder, den ..........................

...............................

TEXTLICHE FESTSETZUGEN
Die im Rahmen der 3. Änderung geänderten textlichen Fest- 
setzungen sind blau (§ 1 Abs. 2 und § 14 Abs. 3), die die 3. 
Änderung des Bebauungsplanes nicht betreffenden Festsetzun- 
gen sind kursiv gedruckt. Der bisherige § 16 ("Werbeanlagen") 
ist bereits am 29.10.2013 außer Kraft getreten.

I. BODENRECHTLICHE VORSCHRIFTEN

§ 1 Zulässige Art der baulichen Nutzung im Sondergebiet

(1) In dem aus den Teilgebieten SO1, SO2 und SO3 
bestehenden Sondergebiet der Zweckbestimmung 
„Einzelhandel“ sind zulässig
1. Einzelhandelsbetriebe gemäß Absatz 2,
2. nicht störende Handwerksbetriebe i. S. d. § 4 Abs. 2 Nr. 2

BauNVO,
3. Geschäfts- und Bürogebäude (einschließlich Gebäude für freie

Berufe) i. S. d. § 6 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO, 
4. gastronomische Einrichtungen und Beherbergungsbetriebe

i. S. d. § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO,
5. Verwaltungs-, kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche

und sportliche Einrichtungen i. S. d. § 6 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO
sowie

6. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter i. S. d. § 8 Abs. 3 Nr. 1
BauNVO.

Bauliche und sonstige Nutzungen nach Nr. 2 bis 6 sind nur 
zulässig soweit sie mit der Zweckbestimmung des Sonderge- 
bietes vereinbar und einzeln und in ihrer Gesamtheit der in Nr. 1 
bestimmten Hauptnutzung räumlich untergeordnet sind.

(2) Im Sondergebiet „Einzelhandel“ sind folgende Einzelhandels- 
betriebe zulässig
1. ein Vollsortimenter mit Getränkemarkt bis zu 2.300 m2 

Verkaufsfläche,
2. ein Lebensmittel-Discounter bis zu 1.100 m2 Verkaufsfläche,
3. ein Textilienmarkt bis zu 440 m2 Verkaufsfläche und 
4. ein Drogeriefachmarkt bis zu 620 m2 Verkaufsfläche.
Die Verkaufsflächen dürfen insgesamt 4.460 m2 nicht 
überschreiten. 

(3) Die vorstehenden Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
summarisch für das aus drei Teilgebieten (SO1, SO2, SO3) 
bestehenden Sondergebiet „Einzelhandel“.

§ 2 Ermittlung der Grundflächenzahl (GRZ) und zulässige
Überschreitung der GRZ

(1) Im Sondergebiet darf die festgesetzte Grundflächenzahl 
(GRZ) durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 3 BauNVO 
(Garagen, Stellplätze und deren Zufahrten, Tiefgaragen) bis zu 
einer GRZ von 0,8 überschritten werden.

(2) Eine weitere Überschreitung bis zu einer GRZ bis 0,9 kann 
zugelassen werden, wenn die in § 8 Abs. 3 und § 10 Abs. 1 
vorgeschriebene Mindestanzahl der zu pflanzenden Bäume 
innerhalb des Sondergebietes überschritten wird.

(3) Die zulässige Grundflächenzahl und die nach Absatz 1 und 2 
zulässige Überschreitung ist summarisch für das gesamte, aus 
den Teilgebieten SO1, SO2 und SO3 bestehende Sondergebiet 
„Einzelhandel“ zu ermitteln.

§ 3 Anrechnung der Geschossfläche in Nichtvollgeschossen auf
die Geschoßflächenzahl (GFZ) 

Die Geschossfläche von Nichtvollgeschossen im Sondergebiet 
ist auf die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige Geschoss- 
flächenzahl anzurechnen.  

§ 4 Zulässige Höhen baulicher Anlagen

(1) In Sondergebiet sind bauliche Anlagen zulässig 
- im SO1-Gebiet bis zu einer Höhe von maximal 8,5 m und 
- im SO2- und SO3-Gebiet auf einer Länge von mindestens 50 
m bis zu einer Höhe von maximal 6 m, im übrigen bis zu einer 
Höhe von 7,5 m.
Untergeordnete Gebäudeteile und Dachaufbauten sind von den 
Höhenbeschränkungen ausgenommen werden, soweit sie die 
vorstehenden Höchstmaße um nicht mehr als 1,5 m über- 
schreiten. 

(2) Bezugsmaße der in Absatz 1 festgesetzten Höhen ist sind 
Höhe des Fertigfußbodens des Erdgeschosses und die Ober- 
kanten der Gebäude. Die Höhe des Fertigfußboden des Erdge- 
schosses darf eine Höhe von 107,6 m ü. NN. nicht über- 
schreiten. Unterschreitet die tatsächliche Höhe des Fertigfuß- 
bodens des Erdgeschosses die in Satz 2 festgesetzte maximale 
Höhe, so darf die Differenz  auf die nach Absatz 1 festgesetzten 
Höhen hinzugerechnet werden.

§ 5 Baulinien

(1) Von der festgesetzten Baulinie darf um maximal  5 m zurück- 
gewichen werden.

(2) Ein weiteres Zurückweichen von der Baulinie bzw. ein 
Verzicht auf Bebauung kann zugelassen werden, wenn der 
schalltechnische Nachweis erbracht wird, dass trotz des 
Zurückweichens oder die nicht durchgehende Bebauung an den 
Rändern der angrenzenden Baugebiete die gebietsspezifischen 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 
„Schallschutz im Städtebau“ nicht überschritten werden.

§ 6 Brücken (Überbauung Hamel)

Bei der nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässigen Überbau- 
ung der Hamel ist der Gewässerquerschnitt (Wasser- und Böschungsverlauf) 
nach Maßgabe der wasserrechtlichen Genehmigung herzustellen. Bei Vor- 
liegen entsprechender wasserrechtlicher Genehmigungen darf von dem im 
Bebauungsplan festgesetzten Standort um bis zu 5 m abgewichen werden.

§ 7 Fuß- und Radwege in öffentlichen Grünflächen

In den öffentlichen Grünflächen sind Fuß- und Radwege entsprechend des im 
Plan gekennzeichneten Verlaufes vorzusehen. Die genaue Lage und Dimen- 
sionierung des Weges ist nach den Anforderungen der Grünflächengestaltung 
und den verkehrlichen Anforderungen beim Ausbau der öffentlichen Grün- 
flächen festzulegen.

§ 8 Lage, Ausformung und Bepflanzung von Stellplätzen

(1) Stellplätze sind gem. § 12 Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der 
gekennzeichneten Flächen zulässig. 

(2) Die Einstellplätze und die Fahrgassen innerhalb der nach 
Absatz 1 zulässigen Stellplatzanlage sind asphaltiert 
auszuführen.

(3) Bei Stellplatzanlagen ist je 8 Einstellplätze mindestens ein 
standortgerechter Baum innerhalb der festgesetzten Stellplatz- 
fläche vorzusehen und dauerhaft zu erhalten. Dabei ist eine 
Baumscheibe von min. 6 m2 pro Baum vorzusehen. Soweit die 
Geometrie der Stellplatzanlage einen Nachweis der erforder- 
lichen Anzahl der Bäume nicht erlaubt oder erheblich erschwert, 
dürfen maximal 20 % der nach Satz 1 erforderlichen Bäume an 
anderen Stellen innerhalb des festgesetzten Sondergebietes 
nachgewiesen werden.

§ 9 Anzupflanzende Einzelbäume

(1) An den im Plan festgesetzten Standorte für anzupflanzende Einzelbäume 
innerhalb der 6,5 m breiten Grünfläche zwischen der Hamel und dem Sonder- 
gebiet sind Linden der Qualität 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 
12 bis 14 cm, zu pflanzen.(2) An den im Plan festgesetzten Standorten für 
anzupflanzende Einzelbäume innerhalb der nach § 10 Abs. 3 dieser textlichen 
Festsetzungen bestimmten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind heimische Laub- 
bäume der Hart- und Weichholzaue Qualität Hochstamm/Stammbusch, 3 x 
verpflanzt, mit 14 bis 16 cm Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe zu 
pflanzen.
(3) An den übrigen im Plan festgesetzten Standorten für anzupflanzende 
Einzelbäume sind heimische Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu 
unterhalten (Hochstämme mit einem Stammumfang von mindestens 14-16 
cm).
(4) Von den im Plan festgesetzten Baumstandorten darf um maximal 5 m 
abgewichen werden.

§ 10 Flächen und sonstige Regelungen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung

(1) In den im Plan mit <1> gekennzeichneten Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflan- 
zung sind vorhandene Bodenversiegelungen zu entfernen. Zur 
Einbindung des Sondergebietes in das Stadtbild ist eine 
flächige Bepflanzung aus standortheimischen Sträuchern 
(verpflanzt, Höhe mindestens 60 – 80 cm) anzulegen und 
dauerhaft zu unterhalten. Zum Aufbau einer raumwirksamen 
Pflanzkulisse ist zusätzlich pro angefangene 100 m2 der mit <1> 
bezeichneten Fläche ein Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten (Hochstämme mit einem Stammumfang von 
mindestens 14-16 cm). Innerhalb der mit <1> gekennzeichneten 
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstiger Bepflanzung sind darüber hinaus zulässig 
Nebenanlagen
- zur Versorgung des Gebietes mit Elektrizität (Trafoanlagen)

und
- Unterstellmöglichkeiten für den öffentlichen Personennah-

verkehr (Buswartehäuschen).
Die innerhalb dieser Fläche festgesetzten Einzelbaumstandorte 
dürfen auf die nach Satz 3 vorgeschriebene Anzahl der Bäume 
angerechnet werden.

(2) In der im Plan mit <2> gekennzeichneten Fläche zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung ist zur Abschirmung des 
Sondergebietes gegenüber den angrenzenden Grünflächen die Anlage einer 
raumwirksamen Pflanzung auf der Ostseite des Plangebietes vorzusehen. In 
dem festgesetzten Streifen sind standortheimische Sträucher (verpflanzt, 
Höhe mindestens 60 – 80 cm) anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.

(3) In den nach Absatz 1 und 2 festgesetzten Flächen sind 
Zugänge für Fußwege bis zu einer Breite von 2,5 m zulässig. 

(4) In den SO-Gebieten SO1, SO2 und SO3 sind nach Osten 
und Norden gerichtete fensterlose Fassadenabschnitte mit 
Rankgewächsen zu begrünen. Die durch Rankgewächse 
begrünten Fassadenabschnitte müssen eine Mindestbreite von 
1,5 m und einen Abstand untereinander von höchstens 3,5 m 
aufweisen. Der Mindestabstand darf um das Maß erhöht 
werden, durch das die Mindestbreite der durch Rankgewächse 
begrünten Fassadenabschnitte überschritten wird. Die 
erforderlichen Rankhilfen sind bei Gebäuden mit geneigten 
Dächern bis zur Dachtraufe bzw. zum Giebeldreieck, bei 
Gebäuden mit Flachdächern über die gesamte Fassadenhöhe 
anzubringen.

§ 11 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft 

(1) Soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts anderes bestimmt wird, sind 
die festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vollständig mit Landschafts- 
rasen anzulegen. Die innerhalb dieser Flächen festgesetzten Fuß- und 
Radwege sind mit wassergebundener bzw. wasserdurchlässiger Decke 
anzulegen.
(2) Im Bereich der mit (a) gekennzeichneten Fläche ist auf einer Fläche von 
1.200 m2 eine Streuobstwiese mit mindestens 35 Obstbaum-Hochstämmen 
„Alter Sorte“ anzulegen. Die Wiese ist zweimal im Jahr zu mähen (Mai / Juni 
und Juli / August, Entfernen des Mähgutes, keine Düngung). Aus Gründen 
des Genressourcenschutzes (Erhalt autochthoner Baum- und Strauchbe- 
stände) ist nur herkunftsgesichertes Pflanzgut aus dem Wuchsbezirk des 
südniedersächsischen Berg- und Hügellandes zu pflanzen. Die nach Satz 1 
vorgeschriebene Streuobstwiese ist außerhalb der im Plan zum Ausgleich 
verloren gehenden Retentionsvolumens gekennzeichneten Abgrabung 
vorzusehen.
(3) Im Bereich der mit (b) gekennzeichneten Fläche sind zur naturnahen 
Versickerung, Verdunstung und Rückhaltung anfallenden Hochwassers 
Retentionsmulden in Form flacher Wiesenmulden mit geschwungener 
Randausbildung (Böschungsneigung 1:3 bis 1:5) anzulegen. Die Flächen sind 
mit hochstämmigen Laubbäumen in Form lockerer hainartiger Gruppen zu 
bepflanzen: Gehölzgruppen mit 3 – 5 Laubbäumen pro Gruppe (Hochstämme, 
2 x verpflanzt, Stammumfang mindestens 12 – 14 cm).
(4) Im Bereich der mit (c) gekennzeichneten Fläche sind auch Anlagen zur 
Regenwasserrückhaltung und –versickerung zulässig, soweit sie in Art und 
Ausführung mit der sonstigen Zweckbestimmung der Fläche vereinbar sind.

§ 12 Eingriffsflächen und Ausgleichsmaßnahmen 

(1) Ausgleichsmaßnahmen i. S. d. § 1 a Abs. 3 BauGB sind
- die im Plan gem. § 9 dieser textlichen Festsetzungen

festgesetzten anzupflanzenden Einzelbäume,
- die festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern und sonstiger Bepflanzung einschließlich der
gem. § 10 dieser textlichen Festsetzungen festgesetzten
Pflanz- und sonstigen Maßnahmen,

- die festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft einschließlich 
der nach § 11 der textlichen Festsetzungen dieses
Bebauungsplanes dafür festgesetzten Pflanzmaßnahmen.

(2) Ausgleichbedürftige Eingriffsflächen i. S. d. § 1 a Abs. 3 BauGB sind 
- die Flächen des Sondergebietes SO3, ausgenommen die innerhalb des

SO3-Gebietes überlagernd festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung 

- die Grünflächen der Zweckbestimmung „Regenüberlaufbecken“ und
„Regenwasserrückhaltung“ ausgenommen die innerhalb des SO3-Gebietes 
überlagernd festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sowie 

- die Fläche der Flurstücke 120/6 und 120/7 innerhalb der festgesetzten
Straßenverkehrsfläche.

§ 13 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im
Allgemeinen Wohngebiet

Im Allgemeinen Wohngebieten sind die der Bahnhofstraße zugewandten 
Außenbauteile entsprechend der Schalldämm-Maße der DIN 4109 auszu- 
statten. Die betroffenen Seiten (Gebäude Bahnhofstr. 11 / Nordwestseite und 
Gebäude Bahnhofstr. 22 / Südwestseite) liegen im Lärmpegelbereich III. Unter 
Beachtung der zu erwartenden maßgeblichen Außenlärmpegel ergibt sich ein 
erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß von erf.R’w,res = 35 dB für 
Aufenthaltsräume und erf.R’w,res = 30 dB für Büroräume und ähnliche 
Räume. Bei schallgedämmten Fenstern sind schallgedämmte Zu- und Abluft- 
öffnungen vorzusehen.

STADT BAD MÜNDER
Landkreis Hameln-Pyrmont

Übersichtskarte o. M.
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II. GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 NBauO

§ 14 Dachformen und Dachneigung

(1) Im Teilgebiet SO1 sind nur geneigte Dächer mit einer Dachneigung von mindestens 
18° zulässig. 

(2) Geneigte Dächer müssen eine Bedachung in dem Farbspektrum „rot“/„rotbraun“ 
aufweisen.

(3) Anteile bis zu 15 % der Dachfläche und sonstige untergeordnete Teile von Dächern 
sowie Garagen und Nebengebäude sind von den Vorschriften der Absätze 1 und 2 
ausgenommen.

§ 15 Außenwände

(1) Die Außenwandflächen von Gebäuden müssen zu mindestens 25 % in Klinker im 
Farbton „rot“/„rotbraun“ ausgeführt werden. Als Bezugsmaß gilt die Außenwandfläche 
ohne Tür- und Fensteröffnungen oder sonstige verglaste Gebäudeabschnitte aller 
Gebäude in den Teilgebieten des Sondergebiets.

(2) Verklinkerte Außenwandabschnitte müssen mit einer Mindestbreite von 40 m die 
gesamte Höhe der Außenwand umfassen und sowohl an der Nordfassade (zum 
Laurentiusweg) als auch auf der Südseite (zu den Stellplatzflächen) nachgewiesen 
werden.

(3) Die Anforderungen der Absätze 1 und 2 sind summarisch für das aus den Teilgebiet 
SO1, SO2 und SO3 bestehenden Sondergebiet „Einzelhandel“ nachzuweisen.
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Vollgeschosse (Höchstmaß)

Höhe baulicher Anlagen
s. Textliche Festsetzungen § 4

Baulinien
s. Textliche Festsetzungen § 5

Baugrenzen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt 
von Bäumen und Sträuchern
s. Textliche Festsetzungen § 10 Abs. 1 und 3

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze
s. Textliche Festsetzungen § 8

Räumlicher Geltungsbereich

Abgrezung unterschiedlicher Nutzungen 
und unterschiedlichen Maßes der Nutzung

Bestandsdarstellungen Kataster

Haupt- und Nebengebäude

Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummern

Verkehrsflächen
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB )

Verkehrsfläche der besonderen Zweckbestimmung
"Fuß- und Radweg"

26/38

Sonstige Planzeichen

0,8

Flächen für Versorgungsanlagen
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und und Abs. 6 BauGB )

Zweckbestimmung "Elektrizität"

1

St
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